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SONSTIGE PLANZEICHEN

SATZUNG

Satzung über die Festlegung des Ortsrandes des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Grebenhain.
Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBI. I S. 142) i. V. mit § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 (zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 - BGBI. 2023 I Nr.
394) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Grebenhain in ihrer Sitzung am __.__.____ nachfolgende Satzung beschlossen.

1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Die Grenze des Ortsrandes des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Grebenhain für den Bereich „Hauptstraße“ wird gemäß der
nebenstehenden Planzeichnung festgelegt.

Die Planzeichnung ist Bestanteil dieser Zeichnung.

2. Gestaltung

Innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (Satzungsgebiet) sind Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, der Eigenart der näheren Umgebung einfügt.

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden.

3. Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt.

Im Bestand vorhandene Gebäude können in ihrer Lage auch außerhalb der Baugrenzen erhalten bleiben. Ein Neubau nach Abriss bzw. ein
Anbau an das Gebäude außerhalb der Baugrenzen ist nicht zulässig.

4. Grünordnung

Gehwege, PKW-Stellplätze, Garagenzufahrten und Hofflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen.

Die nicht überbauten Grundstücksfreiflächen sind als Garten-, Grün- u./o. Gehölzflächen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.
Unzulässig ist die flächenhafte Anlage von Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schotterbereichen. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien
(Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Gartenteich zulässig. Ausgenommen sind Spritzschutzstreifen entlang
von Fassaden, mit max. 0,5 m.

Innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung findet die Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz §§ 13ff. BNatSchG
Anwendung. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren sind die Eingriffe in Natur und Landschaft und Boden gemäß der Hessischen
Kompensationsverordnung (KV Hessen 2018) zu bilanzieren und durch geeignet Ausgleichsmaßnahmen auf dem Grundstück selbst oder
externen Flächen oder durch den Ankauf von Ökopunkten zu kompensieren. Die Eingriffs- /Ausgleichbilanz ist im Zuge der
Bauantragsplanung der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen und abzustimmen. Die Umsetzung ist in einem Freiflächenplan
zum Bauantrag darzustellen.

5. Immissionsschutz
Die Ausweisung der Abrundungssatzung erfolgt in Kenntnis der von der Bundesstraße B 275 ausgehenden Emissionen. Die durch den
Betrieb der Bundesstraße B 275 entstehenden Emissionen (insbesondere Lärm, Staub) können zu Immissionen an benachbarter Bebauung
führen. Es obliegt den Bauherren, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Der Baulastträger der angrenzenden Straßen des
überörtlichen Verkehrs übernimmt keinerlei Forderungen hinsichtlich Lärm-, Abgas und Erschütterungsschutz, auch zu keinem späteren
Zeitpunkt.

Es ist Sorge dafür zu tragen, dass Vorkehrungen zum Schutz vor Umwelteinflüssen gemäß § 9 (1) 24 BauGB in Verbindung mit § 50
BImSchV bzw. zur Minderung solcher Einwirkungen getroffen werden, beispielsweise durch Schallschutzmaßnahmen.

In diesem Sinne, ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis über die Einhaltung der Anforderungen an die Schalldämmung
der Außenbauteile nach DIN 4109-1:2018-01 in Verbindung mit DIN 4109-2:2018-01 zu erbringen. Zur Bestimmung der erforderlichen
Schalldämmung der Außenbauteile von Schlafräumen und Kinderzimmern ist von einem Lärmpegelbereich IV auszugehen.

Grundsätzlich ist die Einhaltung aller sich aus der TA Lärm ergebenden Anforderungen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches der
Abbrundungssatzung einzuhalten.

6. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen,
Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 5 BauGB)

Festgesetzt sind Flächen für Versorgungsanlagen, hier für Energieversorgung und Nahwärme.

7. Verkehrsflächen
Im Rahmen des Bauantragsverfahrens sind die Grundstückszufahrten hinsichtlich Lage, Breite und Ausbildung mit dem Straßenbaulastträger
HessenMobil abzustimmen und in einem Lageplan zum Bauantrag darzustellen.

ERGÄNZENDE HINWEISE UND NACHRICHTLICHE FESTLEGUNGEN (§ 9 Abs. 6 BauGB)

1. Denkmalschutz und Bodenfunde

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z.B. Scherben,
Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, Abt.
hessenARCHÄOLOGIE, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf einer Woche in
unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

2. Arten- und Biotopschutz

Zum Schutz von Vorkommen potenziell wild lebender Tiere sowie zur Sicherung von Lebensräumen und Biotopen sind nachfolgende
Festsetzungen getroffen:

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden Vogelarten (d.h. ausschließlich zwischen
dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) erfolgen.

AUFSTELLUNGS- UND BESCHLUSSVERMERKE
1. Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit

Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 2 BauGB wurde in dem Zeitraum vom 25.09.2025 bis einschl. 27.10.2025
durchgeführt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 24.09.2025 bekannt gegeben.

2. Beteiligung der Behörden
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 13 Abs. 3 BauGB erfolgte mit dem Schreiben vom
23.09.2025.

3. Erneute Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit
Die erneute formelle Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB wurde ortsüblich am __.__.2026
bekannt gemacht und im Zeitraum vom __.__.2026 bis einschl. __.__.2026 durchgeführt.
Es wird bestätigt, dass der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen, in der Zeit vom __.__.2026 bis
__.__.2026 auf der Internetseite der Gemeinde Grebenhain zugänglich gemacht wurden.

4. Erneute Beteiligung der Behörden
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB wurde mit
dem Schreiben vom __.__.2026 eingeleitet. Die Frist zur Abgabe der Stellungsnahmen wurde festgelegt auf den __.__.2026.

5. Satzungsbeschluss
Die Abrundungssatzung wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Grebenhain am __.__.____ gem. § 10 Abs. 1 BauGB als
Satzung beschlossen.
Die Abrundungssatzung bedarf gem. § 10 Abs. 3 BauGB keiner Genehmigung. Die Abrundungssatzung tritt mit der Bekanntmachung am
__.__.____ in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt wird die Abrundungssatzung zu jedermanns Einsicht in der Gemeindeverwaltung Grebenhain,
Abteilung Bauamt bereitgehalten und über Ihren Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

Grebenhain,

..................................................
(Siegel) (Bürgermeister)

Abrundungssatzung gemäß
§ 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB
"Hauptstraße",
Ortsteil Grebenhain,
Gemeinde Grebenhain

1:1.000
Entwurfsplanung 15.06.2026

1:1.000

- Die Brut- und Setzzeit der wild lebenden Vogelarten ist während der Frühlingsmonate zu berücksichtigen, das heißt:

- Bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August sind die Grünflächen (Wiesen) im gesamten Planungsraum einschließlich vorhandener
Wegraine in 2-wöchigem Abstand ab Ende März regelmäßig zu mähen.

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen und Gehölze sind vor mechanischen Schädigungen durch geeignete
Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und R-SBB zu schützen.

Zur Verringerung der Umweltbelastung für Mensch und Tier, zum Artenschutz, zum Erhalt des nächtlichen Ortsbildes, zur Energieeinsparung und
zur Rücksichtsnahme auf Nachbarschaft und Verkehrsteilnehmer ist möglichst umweltfreundliche und blendfreie Beleuchtung einzusetzen, die nicht
über den Bestimmungsbereich bzw. Nutzfläche hinaus strahlt. Sie ist zum Schutz nachtaktiver Insekten mit insektenschonender Beleuchtung nach
dem Stand der Technik auszustatten und bei Nichtbedarf und in den Nachtstunden zu reduzieren bzw. abzuschalten.

Zulässig sind nur:

- der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio)

- max. 5 Lux Beleuchtungsstärke für Weg- und Zugangsbeleuchtung

- max. 10 Lux für Hof- und Parkplatzbeleuchtung

- niedrige Lichtpunkthöhen, die die Traufhöhe des Gebäudes nicht übersteigen

- Leuchtmittel mit geringem Blauanteil (Orientierung: Farbtemperatur 1800 bis max. 3000 Kelvin)

- Leuchtdichten von max. 50 cd/m² im dörflichen Bereich und 100 cd/m² im urbanen Umfeld für kleinflächige Anstrahlungen bzw.
selbstleuchtende Flächen mit weniger als 10 m².
Leuchtdichten von max. 2 cd/m² im dörflichen Bereich und 5 cd/m² im urbanen Umfeld für Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit
mehr als 10 m². Hintergründe sind dunkel zu halten.

Die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr
als 20 m² ist zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden in der Regel unzulässig (§ 37 Abs. (2) HeNatG). Weiterhin sind bei Neubau und
grundlegender Sanierung bestehender Baukörper großflächige und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar sind, so zu
gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird (§ 37 Abs. (3) HeNatG).

3. Bodenschutz und Altlasten

Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedingte schädliche Bodenveränderungen, ist im Sinne der Mitwirkungspflichten
nach § 4 (2) HAltBodSchG die zuständige Bodenschutzbehörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen.

Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen" (Baumerkblatt, Stand: 05.03.2025)
der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten (www.rp-giessen.hessen.de, Umwelt, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Bau- und Abbruchabfälle).

Weiterhin wird im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abfallentsorgung für mineralische Abfälle wird auf die Vorgaben der seit 01.08.2023 geltenden
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) vom 09.07.2021 (BGBl I s. 2598) hingewiesen. Die EBV enthält u. a. die Anforderungen an die getrennte
Sammlung von mineralischen Abfällen aus technischen Bauwerken sowie die Anforderungen an den Einbau von zulässigen mineralischen
Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken (z. B. Errichtung eines Walles mit Bodenmaterial bzw. Erdaushub) und sonstige Verpflichtungen (z. B.
Anzeigepflichten). Hierzu wird auf die Infoblätter der Regierungspräsidien zur Ersatzbaustoffverordnung unter folgendem Link:
https://rp-giessen.hessen.de/umwelt/abfall/abfallnews/ersatzbaustoffverordnung (Abfall -> Abfallnews -> Ersatzbaustoffe) verwiesen.

Bei der Bauausführung sind die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV)
herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Häuslebauer“ und „Bodenschutz für Bauausführende“ zu beachten.
Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht, sind die Anforderungen
des § 7 i.V.m. § 6 der BBodSchV zu beachten, ansonsten gelten die Anforderungen der jeweils annehmenden Stellen.

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen mit der Zweckbestimmung:

Elektrizität

Fernwärme


